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Anlage zum Architekten-/Ingenieurvertrag (Fassung 18.08.2021) 
 
 

Allgemeine Vertragsbestimmungen zum Architekten-/Ingenieurvertrag 
der Stadt Rathenow 

 
 

1. Pflichten des Auftragnehmers 
 
1.1 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die Leistungen zu erbringen, die nach dem jeweiligen 
Stand der Planung und Ausführung des Bauwerks oder der Außenanlage erforderlich sind, 
um die, zwischen den Parteien vereinbarten Planungs- und Überwachungsziele zu 
erreichen. 
 
Soweit wesentliche Planungs- und Überwachungsziele noch nicht vereinbart sind, hat der 
Auftragnehmer zunächst eine Planungsgrundlage zur Ermittlung dieser Ziele zu erstellen und 
diese dem Auftraggeber zusammen mit einer Kostenschätzung für das Vorhaben zur 
Zustimmung vorzulegen. 
 
1.2 Die Leistungen müssen den allgemein anerkannten Regeln der Technik, dem Grundsatz 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit einschließlich der Grundsätze und Voraussetzungen 
für einen späteren wirtschaftlichen Betrieb des Bauwerks/der baulichen Anlage sowie den 
öffentlich-rechtlichen Bestimmungen entsprechen. Der Auftragnehmer hat die gesetzlichen 
Bestimmungen und die Verwaltungsvorschriften für das öffentliche Bauwesen in der jeweils 
geltenden Fassung zu beachten. 
 
1.3 Die Leistungsanforderungen an den Auftragnehmer werden durch die Sach- und 
Fachkunde des Auftraggebers nicht gemindert. 
 
1.4 Als Sachverwalter seines Auftraggebers darf der Auftragnehmer keine Unternehmer- 
oder Lieferanteninteressen vertreten. Er hat gemäß seinem Berufs- und Standesrecht im 
Rahmen des Vertrages ihm mit übertragene Vermögensbetreuungspflichten ausschließlich 
für den Auftraggeber wahrzunehmen. 
 
1.5 Weder der Auftragnehmer noch eine ihm Angehörige oder wirtschaftlich verbundene 
Person dürfen in einem von ihm vertragsgemäß betreuten Vergabeverfahren für einen 
Bewerber oder Bieter tätig sein, es sei denn, dass dadurch für den Auftragnehmer kein 
Interessenkonflikt besteht oder sich die Tätigkeit nicht auf die Entscheidungen im 
Vergabeverfahren auswirkt. 
 
1.6 Der Auftragnehmer hat die ihm übertragenen Leistungen mit seinem eigenen Büro zu 
erbringen. Nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers ist eine 
Unterbeauftragung an Nachunternehmer zulässig. 
 
1.7 Die, für die Erbringung der Leistungen, Genannten müssen eine abgeschlossene 
Fachausbildung als Dipl.-Ing. TH/FH bzw. Bachelor/Master an Universitäten oder 
Fachhochschulen oder eine vergleichbare Berufserfahrung aufweisen; sie dürfen sich durch 
entsprechend Qualifizierte vertreten lassen. 
Für die Objektüberwachung ist zusätzlich eine angemessene Baustellenpraxis von 
mindestens 3 Jahren Voraussetzung. 
 
1.8 Der Auftraggeber ist berechtigt, vom Auftragnehmer die Auswechslung eines Mitarbeiters 
zu verlangen, wenn das Vertrauensverhältnis aus, vom Mitarbeiter zu vertretenden Gründen 
gestört ist. Der Auftraggeber kann darüber hinaus eine Ergänzung des Personals durch 
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geeignete Fachleute verlangen, wenn die eingesetzten Mitarbeiter nicht in ausreichendem 
Maße eine rechtzeitige Planung oder einen störungsfreien Bauablauf gewährleisten. 
 
1.9 Entsprechen die Leistungen des Nachunternehmers trotz Beanstandung durch den 
Auftraggeber nicht den Anforderungen, kann der Auftraggeber seine Zustimmung zur 
Beauftragung widerrufen mit der Folge, dass der Auftragnehmer die Leistung des 
Nachunternehmers selbst übernehmen muss oder mit Zustimmung des Auftraggebers einen 
anderen Nachunternehmer mit der Leistung beauftragt. 
 
1.10 Der Auftragnehmer hat seinen Leistungen die schriftlichen Anforderungen und 
Anregungen des Auftraggebers zu Grunde zu legen und etwaige Bedenken hiergegen dem 
Auftraggeber unverzüglich schriftlich mitzuteilen; er hat seine Leistungen vor ihrer 
endgültigen Ausarbeitung mit dem Auftraggeber und den anderen fachlich Beteiligten 
abzustimmen. 
 
1.11 Die Haftung des Auftragnehmers für die Richtigkeit und Vollständigkeit seiner 
Leistungen wird durch die Abstimmung mit dem Auftraggeber und die Entgegennahme von 
Arbeitsergebnissen durch den Auftraggeber nicht eingeschränkt. 
 
1.12 Der Auftragnehmer hat seine Leistungen so zu erbringen, dass die vertraglich 
vereinbarte Kostenobergrenze eingehalten wird. Unabhängig von der Beachtung der 
Kostenobergrenze hat der Auftragnehmer alle Möglichkeiten zur Einsparung von Kosten für 
Bau und Betrieb unter Beachtung der vorgegebenen Quantitäts-, Qualitäts- und Terminziele 
unter Wahrung des vom Auftraggeber gebilligten Planungskonzeptes auszuschöpfen. Er hat 
dabei die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sowohl beim Bau als auch beim 
Betrieb einzeln wie im Zusammenhang zu beachten. Die Planung muss Betriebsabläufe 
funktionell optimieren und ermöglichen, die künftigen Betriebs- und Unterhaltungskosten des 
Objektes in Abhängigkeit von den funktionalen Nutzungszielen gering zu halten. Baukosten 
dürfen nicht mit der Folge eingespart werden, dass die absehbaren Betriebs-, Verbrauchs- 
oder Instandhaltungskosten so steigen, dass die Einsparungen dadurch ausgeglichen 
werden. 
 
2. Zusammenarbeit zwischen Auftraggeber, Auftragnehmer und anderen fachlich Beteiligten 
 
2.1 Weisungsbefugt gegenüber dem Auftragnehmer ist nur der Auftraggeber oder dessen 
Bevollmächtigter, sofern im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist. 
 
2.2 Auftraggeber und Auftragnehmer wirken mit den fachlich Beteiligten und den 
beauftragten Unternehmen vertrauensvoll zusammen, um die vereinbarten Projektziele zu 
realisieren. 
 
2.3 Der Auftraggeber unterrichtet den Auftragnehmer über die Leistungen, die die von ihm 
beauftragten fachlich Beteiligten zu erbringen haben und übermittelt ihm die mit ihnen auf 
der Grundlage des Ablaufplans vereinbarten Termine. 
 
2.4 Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber jeweils zeitnah umfassend über den Stand der 
Planung und die planerischen Alternativen zur Realisierung der vereinbarten Projektziele zu 
unterrichten, Auskunft über den vorgesehenen Bauablauf zu erteilen, sich mit ihm zu beraten 
und sich an den Vorgaben und Weisungen des Auftraggebers auszurichten. 
 
2.5 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber, den anderen fachlich Beteiligten 
und dem gegebenenfalls beauftragten Projektsteuerer die notwendigen Angaben und 
Unterlagen so rechtzeitig zu liefern, dass diese ihre Leistungen ordnungsgemäß erbringen 
können. 
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2.6 Der Auftraggeber hat zu den vom Auftragnehmer vorgeschlagenen planerischen 
Lösungen die im Rahmen der jeweiligen Leistungsstufe notwendigen Entscheidungen in 
angemessener Frist zu treffen. Er nimmt bei der Anberaumung von Besprechungen 
Rücksicht auf die Arbeitsdispositionen des Auftragnehmers. Über Verzögerungen in der 
Entscheidungsfindung hat der Auftraggeber den Auftragnehmer zu unterrichten. 
 
2.7 Wird erkennbar, dass die Vertragsziele voraussichtlich nicht erreicht werden können, ist 
der Auftragnehmer verpflichtet, dies unverzüglich schriftlich dem Auftraggeber anzuzeigen 
und Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen. 
 
2.8 Wenn während der Ausführung der Leistungen Meinungsverschiedenheiten zwischen 
dem Auftragnehmer und anderen fachlich Beteiligten auftreten, hat der Auftragnehmer 
unverzüglich schriftlich die Entscheidung des Auftraggebers herbeizuführen. 
 
2.9 Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber unverzüglich über Umstände zu unterrichten, 
aus denen sich Ansprüche gegen mit der Ausführung beauftragte Unternehmen oder gegen 
fachlich Beteiligte bzw. gegen ihn selbst ergeben können. Der Auftragnehmer hat den 
Auftraggeber bei der Geltendmachung seiner Ansprüche gegen Dritte zu unterstützen; die 
Geltendmachung erfolgt durch den Auftraggeber. 
 
2.10 Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber auf Anforderung über seine Leistungen 
unverzüglich und ohne besondere Vergütung schriftliche Stellungnahmen abzugeben, bis 
das Rechnungsprüfungsverfahren für die Baumaßnahme für abgeschlossen erklärt ist. 
 
2.11 Streitfälle berechtigen den Auftragnehmer nicht, die Leistungen einzustellen. 
 
3. Vertretung des Auftraggebers durch den Auftragnehmer 
 
3.1 Der Auftragnehmer ist im Rahmen seiner Objektüberwachungspflichten berechtigt und 
verpflichtet, die ausführenden Unternehmen zur vertragsgemäßen Ausführung ihrer 
Leistungen anzuhalten und ihnen gegenüber die Anordnungen zu treffen, die zur 
vertragsgemäßen Ausführung ihrer Leistungen erforderlich sind. 
Der Auftragnehmer darf keine Anordnungen treffen, die zusätzliche Vergütungsansprüche 
der ausführenden Unternehmen begründen können, es sei denn, er hat zuvor die schriftliche 
Zustimmung des Auftraggebers eingeholt. 
 
3.2 Über die Bestimmungen der 3.1 hinaus hat der Auftragnehmer keine Befugnisse, 
finanzielle Verpflichtungen für den Auftraggeber einzugehen, dies gilt insbesondere für den 
Abschluss, die Änderung und Ergänzung von Verträgen sowie für die Vereinbarung neuer 
Preise. 
 
3.3 Der Auftragnehmer darf ohne Einwilligung des Auftraggebers keine Pläne aushändigen 
und keine Auskünfte geben, die sich auf das Vorhaben beziehen. 
 
4. Urheberrecht, Herausgabe 
 
4.1 Die von dem Auftragnehmer zur Erfüllung des Vertrages angefertigten Unterlagen sind 
an den Auftraggeber herauszugeben; sie werden dessen Eigentum. Die dem Auftragnehmer 
überlassenen Unterlagen sind dem Auftraggeber spätestens nach Erfüllung des Auftrages 
zurückzugeben. Zurückbehaltungsrechte, die nicht auf diesem Vertragsverhältnis beruhen, 
sind ausgeschlossen. 
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4.2 Auf Anforderung des Auftraggebers hat der Auftragnehmer die vom Auftraggeber digital 
zur Verfügung gestellten Daten in seinem DV-System zu löschen. 
 
4.3 Soweit die vom Auftragnehmer gefertigten Unterlagen und das ausgeführte Werk ganz 
oder in Teilen urheberrechtlich geschützt sind, bestimmen sich die Rechte des Auftraggebers 
auf Nutzung, Änderung und Veröffentlichung dieser Werke nach 4.3.1 bis 4.3.4. 
 
Als Werke der Baukunst im Sinne des Urheberrechtsgesetzes sind solche Unterlagen und 
Bauwerke anzusehen, die eine persönliche, geistige Schöpfung des Auftragnehmers 
darstellen und einen so hohen Grad an individueller ästhetischer Gestaltungskraft aufweisen, 
dass sie aus der Masse des alltäglichen Bauschaffens herausragen. Gegen fachliche 
Weisungen des Auftraggebers kann der Auftragnehmer nicht einwenden, dass die von ihm 
im Rahmen des Auftrages erstellten Pläne und Unterlagen seinem Urheberrecht unterliegen. 
 

4.3.1 Der Auftraggeber darf die Unterlagen für die im Vertrag genannte 
Baumaßnahme und das ausgeführte Werk ohne Mitwirkung des Auftragnehmers 
nutzen. Die Unterlagen dürfen auch für eine etwaige Wiederherstellung des 
ausgeführten Werkes benutzt werden. 
 
4.3.2 Der Auftraggeber darf die Unterlagen sowie das ausgeführte Werk ohne 
Mitwirkung des Auftragnehmers ändern, wenn die vom Auftraggeber vorzunehmende 
Interessenabwägung im Einzelfall ergeben hat, dass das Schutzinteresse des 
Auftragnehmers hinter dem Gebrauchsinteresse des Auftraggebers zurücktreten 
muss. In diesem Fall wird der Auftraggeber den Auftragnehmer über das Vorhaben 
unterrichten und ihm Gelegenheit geben, innerhalb einer vom Auftraggeber 
bestimmten angemessenen Zeit mitzuteilen, ob und in welcher Weise er mit einer 
Änderung einverstanden ist. 
 
4.3.3 Müssen am ausgeführten Werk Mängel, die insbesondere eine Gefahr für die 
Sicherheit darstellen oder die Nutzung des Gebäudes beeinträchtigen und die nicht 
ohne eine Änderung des ursprünglichen Werkes behoben werden können, beseitigt 
werden, kann der Auftraggeber das ausgeführte Werk ohne Mitwirkung des 
Auftragnehmers ändern. 4.3.2 Satz 1 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass an die 
Stelle des Gebrauchsinteresses des Auftraggebers das Interesse des Auftraggebers 
an einer mangelfreien Werkausführung tritt. Soweit möglich, wird er den Urheber vor 
Ausführung hören. 
 
4.3.4 Der Auftraggeber hat das Recht zur Veröffentlichung unter Namensangabe des 
Auftragnehmers. Das Veröffentlichungsrecht des Auftragnehmers unterliegt der 
vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers. 
 
4.3.5 Der Auftraggeber kann seine Befugnisse nach 4.3.1 - 4.3.3 im Rahmen des  
§ 34 Urheberrechtsgesetz auf den jeweiligen zur Verfügung über das Grundstück 
Berechtigten übertragen. 

 
4.4 Liegen die Voraussetzungen von 4.3 nicht vor, darf der Auftraggeber die Unterlagen für 
die im Vertrag genannte Baumaßnahme ohne Mitwirkung des Auftragnehmers nutzen und 
ändern; dasselbe gilt auch für das ausgeführte Werk. Der Auftraggeber hat das Recht zur 
Veröffentlichung unter Namensangabe des Auftragnehmers. Das Veröffentlichungsrecht des 
Auftragnehmers unterliegt der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers. Der 
Auftraggeber kann seine vorgenannten Rechte auf den jeweiligen zur Verfügung über das 
Grundstück Berechtigten übertragen. 
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4.5 Der Auftragnehmer haftet dafür, dass die von ihm erbrachten Leistungen frei von 
Rechten Dritter- insbesondere von Urheberrechten, gewerblichen Schutzrechten- sind, die 
die Nutzung der Leistungen durch den Auftraggeber ausschließen oder einschränken.  
Wird die vertragsgemäße Nutzung durch Schutzrechtsverletzungen Dritter beeinträchtigt 
oder untersagt, ist der Auftragnehmer verpflichtet, nach seiner Wahl entweder die Leistungen 
in der Weise zu ändern oder zu ersetzen, dass die Schutzrechtsverletzung entfällt, 
gleichwohl aber den vertraglichen Bedingungen entspricht, oder das Nutzungsrecht zu 
erwirken, so dass die Leistungen vom Auftraggeber uneingeschränkt und ohne zusätzliche 
Kosten vertragsgemäß genutzt werden können. 
 
Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber auf erstes Anfordern von den Ansprüchen frei, die 
ein Dritter wegen der Verletzung von Schutzrechten gegen den Auftraggeber geltend macht. 
Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Auftragnehmer unverzüglich schriftlich zu 
benachrichtigen, wenn gegen ihn Ansprüche wegen der Verletzung von Schutzrechten 
geltend gemacht werden. 
 
5. Öffentlichkeitsarbeit/Vertraulichkeit 
 
5.1 Der Auftragnehmer hat die ihm bei der Vertragserfüllung bekannt gewordenen Vorgänge, 
Informationen und Unterlagen vertraulich zu behandeln. Diese Pflicht besteht auch nach 
Beendigung aller Leistungen unbegrenzt fort. Der Auftragnehmer hat Personen, die er mit 
der Erfüllung der Vertragspflichten beauftragt, zur Verschwiegenheit im Sinne von Satz 1 und 
2 zu verpflichten. 
 
5.2 Daten und Auskünfte über die Baumaßnahme darf der Auftragnehmer Dritten nur mit 
vorheriger Zustimmung des Auftraggebers weitergeben. Die Planungs- und Kostendaten der 
Baumaßnahme dürfen vom Auftragnehmer nicht an Dritte weitergegeben werden. Anfragen 
der Medien hat er an den Auftraggeber weiter zu leiten. 
 
6. Behandlung von Unterlagen 
 
6.1 Der Auftragnehmer hat Zeichnungen, Beschreibungen, Berechnungen und sonstige 
Unterlagen DIN-gemäß zu erstellen, aufeinander abzustimmen und sachlich in sich schlüssig 
dem Auftraggeber vorzulegen. Sie müssen den Vorgaben des Auftraggebers entsprechen. 
 
6.2 Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass seine Arbeitsergebnisse über die DV-
Anlagen des Auftraggebers und der übrigen fachlich Beteiligten ausgetauscht werden 
können. 
Alle Pläne und Planinhalte sind nach Vorgabe durch den Auftraggeber einheitlich zu 
kodieren; der Auftragnehmer erarbeitet hierzu Vorschläge, für deren Umsetzung es der 
Zustimmung des Auftraggebers bedarf. 
 
6.3 Der Auftragnehmer unterzeichnet die von ihm gefertigten Unterlagen als „Verfasser“. Der 
Auftragnehmer hat die Planungsunterlagen, soweit ein Baugenehmigungsverfahren oder ein 
öffentlich-rechtliches Genehmigungsverfahren durchgeführt wird, als Entwurfsverfasser und 
in allen anderen Fällen als Planverfasser zu unterzeichnen. 
 
7. Leistungsverzögerungen 
 
7.1 Der Auftraggeber ist berechtigt, den Auftragnehmer zur vertragsgerechten 
Leistungserbringung anzuhalten und Anordnungen zu treffen, wenn der Auftragnehmer seine 
Tätigkeiten nicht zeitgerecht aufnimmt oder fortführt. Verzögert der Auftragnehmer eine 
Leistung, für die keine Vertragsfrist besteht, kann ihm der Auftraggeber eine angemessene 
Frist zur Leistungserbringung setzen. Hält der Auftragnehmer diese Frist nicht für 
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angemessen, hat er unverzüglich zu widersprechen und dem Auftraggeber den aus seiner 
Sicht erforderlichen Zeitraum für die Leistungserbringung unter Beachtung der 
Vertragsfristen zu benennen; der Auftraggeber entscheidet unter Würdigung der vom 
Auftragnehmer genannten benötigten Zeitdauer. 
 
7.2 Der Auftragnehmer hat Behinderungen unverzüglich anzuzeigen. Unterlässt er diese 
Anzeige, obwohl ihm das nach den Umständen möglich gewesen wäre, hat er nur dann 
Anspruch auf Berücksichtigung behindernde Umstände, wenn dem Auftraggeber die 
entsprechenden Tatsachen und ihre hindernde Wirkung bekannt waren oder er diese hätte 
kennen müssen. 
 
8. Abnahme 
 
8.1 Die Leistungen des Auftragnehmers müssen förmlich abgenommen werden. Hierzu 
erstellen der Auftragnehmer und der Auftraggeber nach ordnungs- und vertragsgemäßer 
Erbringung sämtlicher geschuldeter Leistungen des Auftragnehmers ein von beiden Seiten 
zu unterzeichnendes Abnahmeprotokoll. 
 
8.2 Der Auftraggeber ist verpflichtet, die Leistungen des Auftragnehmers bis einschließlich 
Leistungsphase 8 bei Vorliegen der Abnahmevoraussetzungen separat abzunehmen, soweit 
der Auftragnehmer auch mit der Leistungsphase 9 beauftragt wird. 
 
8.3 Bei stufenweiser Beauftragung erfolgt eine Abnahme der einzelnen erbrachten Stufen. 
 
9. Vergütung 
 
9.1 Notwendige Überarbeitungen der Leistungsergebnisse bei unveränderten Zielvorgaben 
und bei nur unwesentlich veränderten Forderungen des Auftraggebers begründen keinen 
Anspruch auf zusätzliche Vergütung. 
 
9.2 Zeithonorare sind auf der Grundlage der im Vertrag festgelegten Stundensätze durch 
Vorausschätzung des Zeitbedarfs als Fest- oder Höchstbetrag zu berechnen. Ist eine 
Vorausschätzung des Zeitbedarfs nicht möglich, so sind die Honorare nach dem 
nachgewiesenen Zeitbedarf auf der Grundlage der vereinbarten Stundensätze zu berechnen. 
Der Auftragnehmer hat die erbrachten Stunden durch qualifizierte, die Leistung genau 
bezeichnende, Stundenbelege nachzuweisen. Die Stundenbelege mit Angabe der Bearbeiter 
sind dem Auftraggeber wöchentlich zur Gegenzeichnung zuzuleiten. 
 
9.3 Für die Erteilung von Auskünften über eigene Leistungen im Zuge der 
Rechnungsprüfung erhält der Auftragnehmer keine zusätzliche Vergütung. 
 
9.4 Nachforderungen nach bezahlter (Teil-) Schlussrechnung sind ausgeschlossen, es sei 
denn, der Auftraggeber durfte aufgrund besonderer Umstände nicht davon ausgehen, dass 
der Auftragnehmer mit der (Teil-) Schlussrechnung eine endgültige Bewertung seiner 
Leistungen vorgenommen hat, oder wenn der Auftraggeber nicht in seinem Vertrauen auf die 
Endgültigkeit der Abrechnung geschützt ist. 
 
10. Abrechnung 
 
10.1 Sobald die vereinbarten Leistungen insgesamt vertragsgemäß erbracht sind, hat der 
Auftragnehmer sie prüffähig abzurechnen (Schlussrechnung). Er hat die Schlussrechnung 
übersichtlich aufzustellen und die in den Vertragsbestandteilen enthaltenen Bezeichnungen 
zu verwenden. Die zum Nachweis von Art und Umfang der vertragsgemäß erbrachten 
Leistungen erforderlichen Unterlagen sind der Rechnung beizufügen. Änderungen und 
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Ergänzungen des Vertrags sind in der Schlussrechnung besonders kenntlich zu machen und 
auf Verlangen des Auftraggebers getrennt abzurechnen. 
 
10.2 Die Schlussrechnung muss innerhalb von 2 Monaten nach vertragsgemäßer Erbringung 
der letzten Leistung eingereicht werden. Reicht der Auftragnehmer eine prüffähige 
Schlussrechnung nicht ein, obwohl ihm der Auftraggeber nach Ablauf dieser Frist dafür eine 
angemessene Nachfrist gesetzt hat, so kann der Auftraggeber die Schlussrechnung selbst 
auf Kosten des Auftragnehmers aufstellen. 
 
11. Zahlungen 
 
11.1 Auf Antrag des Auftragnehmers werden Abschlagszahlungen für die nachgewiesenen 
vertragsgemäßen Leistungen und Nebenkosten einschließlich des darauf entfallenden 
Umsatzsteuerbetrages gewährt. Die Forderungsaufstellung (Abschlagsrechnung) muss 
prüffähig sein. Abschlagszahlungen werden 30 Tage nach Zugang der prüffähigen 
Abschlagsrechnung fällig. 
 
11.2 Bei stufenweiser Beauftragung hat der Auftragnehmer Anspruch auf Schlusszahlung, 
wenn er die Leistungen der letzten Beauftragungsstufe vertragsgemäß erbracht hat, diese 
abgenommen sind und er eine prüffähige Schlussrechnung eingereicht hat. 
 
11.3 Sind auch die Leistungen der Leistungsphasen 8 und 9 übertragen, hat der 
Auftragnehmer Anspruch auf Teilschlusszahlung, wenn er Leistungen der Leistungsphase 8 
bis zur Abnahme der letzten Leistung der bauausführenden Unternehmer erbracht hat, diese 
entsprechend abgenommen sind und er eine prüffähige Teil-Schlussrechnung eingereicht 
hat. 
 
11.4 Schlusszahlungen werden innerhalb von 30 Tagen nach Eingang einer 
ordnungsgemäßen, vollständigen und prüffähigen Schlussrechnung fällig. 
 
11.5 Wird nach Annahme der Teil-/Schlusszahlung festgestellt, dass die Vergütung 
abweichend vom Vertrag oder aufgrund unzutreffender anrechenbarer Kosten ermittelt 
wurde, so ist die Abrechnung zu berichtigen. Überzahlungen hat der Auftragnehmer 
innerhalb von 14 Tagen nach Zugang des Rückforderungsschreibens zu erstatten. Der 
Auftragnehmer kann sich nicht auf einen etwaigen Wegfall der Bereicherung berufen. 
 
11.6 Die Ausgaben des Auftraggebers unterliegen der Rechnungsprüfung durch eine 
Prüfungsbehörde. Der Auftragnehmer muss bis zum Ablauf der Verjährungsfrist damit 
rechnen, dass er auf Erstattung ungerechtfertigt gezahlter Beträge in Anspruch genommen 
wird. 
 
12. Kündigung 
 
12.1 Die Kündigungsmöglichkeiten bestimmen sich nach dem BGB. Danach ist der Vertrag 
für den Auftraggeber jederzeit kündbar. 
 
12.2 Kündigt der Auftraggeber aus einem Grund, den der Auftragnehmer nicht zu vertreten 
hat, so ist der Auftragnehmer berechtigt, die vereinbarte Vergütung zu verlangen. Er muss 
sich jedoch anrechnen lassen, was er infolge der Aufhebung des Vertrages an Kosten 
erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft und seines 
Unternehmens/Büros erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt. Die ersparten 
Aufwendungen für die nicht erbrachten vertraglichen Leistungen werden für 
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• die Leistungen Grundlagenermittlung, Vorplanung, Entwurfsplanung, 
Genehmigungsplanung, Ausführungsplanung sowie Vorbereitung und Mitwirkung bei der 
Vergabe auf 40 % der vereinbarten Vergütung, 
• die Leistungen Objektüberwachung/Bauüberwachung, Überwachung der Ausführung 
bzw. der Bauoberleitung und örtlichen Bauüberwachung auf 60 % der vereinbarten 
Vergütung 
•         die Leistungen Objektbetreuung/Dokumentation auf 90 % der vereinbarten Vergütung 
festgelegt, es sei denn, es werden geringere oder höhere ersparte Aufwendungen oder 
sonstige vergütungsmindernde Umstände von einer Vertragspartei nachgewiesen. 
 
12.3 Kündigt der Auftraggeber aus einem Grund, den der Auftragnehmer zu vertreten hat, 
hat der Auftragnehmer nur Anspruch auf Vergütung der bis zur Kündigung vertragsgemäß 
erbrachten und nachgewiesenen Leistungen. Nach Kündigung des Vertrages oder eines 
Teils davon ist der Auftraggeber berechtigt, die bisher erbrachten Leistungen des 
Auftragnehmers für die im Vertrag genannte Baumaßnahme zu nutzen und zu ändern. 
 
12.4 Der Auftragnehmer kann den Vertrag nur aus wichtigem Grund kündigen. Die 
Kündigung ist erst zulässig, wenn eine vom Auftragnehmer schriftlich gesetzte angemessene 
Frist zur Nacherfüllung erfolglos verstrichen ist und in der Fristsetzung mit Aufforderung zur 
Nacherfüllung erklärt worden ist, dass der Vertrag nach fruchtlosem Verlauf gekündigt wird.  
 
12.5 Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. Die Mängel - und Schadensersatzansprüche 
des Auftraggebers bleiben unberührt. 
 
13. Verjährung, Gewährleistung 
 
13.1 Die Rechte des Auftraggebers aus Pflichtverletzungen des Auftragnehmers wie Mängel- 
und Schadensersatzansprüche richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften. 
 
13.2 Die Ansprüche des Auftraggebers aus dem Vertrag verjähren in 5 Jahren. Die 
Verjährung beginnt, wenn die Leistung vertragsgemäß erbracht, abgenommen wurde und 
eine prüffähige Teilschluss- oder Schlussrechnung beim Auftraggeber vorliegt, spätestens 
einen Monat nach dem der Auftragnehmer den Auftraggeber schriftlich aufgefordert hat zu 
erklären, dass die Leistung vertragsgemäß erbracht wurde. 
 
14. Haftung, Haftpflichtversicherung 
 
14.1 Der Auftragnehmer muss eine Berufshaftpflichtversicherung während der gesamten 
Vertragszeit unterhalten und nachweisen. Er hat zu gewährleisten, dass zur Deckung eines 
Schadens aus dem Vertrag Versicherungsschutz in Höhe der im Vertrag genannten 
Deckungssummen besteht. Bei Arbeitsgemeinschaften muss Versicherungsschutz für alle 
Mitglieder bestehen. 
 
14.2 Der Auftragnehmer hat vor dem Nachweis des Versicherungsschutzes keinen Anspruch 
auf Leistungen des Auftraggebers. Der Auftraggeber kann Zahlungen vom Nachweis des 
Fortbestehens des Versicherungsschutzes abhängig machen. 
 
14.3 Der Auftragnehmer ist zur unverzüglichen Anzeige verpflichtet, wenn und soweit 
Deckung in der vereinbarten Höhe nicht mehr besteht. Er ist in diesem Fall verpflichtet, 
unverzüglich durch Abschluss eines neuen Versicherungsvertrages Deckung in der 
vereinbarten Höhe für die gesamte Vertragszeit nachzuholen, zu gewährleisten und 
nachzuweisen. 
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15. Erfüllungsort, Gerichtsstand 
 
15.1 Erfüllungsort für die Leistungen des Auftragnehmers ist die Baustelle, soweit die 
Leistungen dort zu erbringen sind, im Übrigen der Sitz des Auftraggebers. 
 
15.2 Streitigkeiten berechtigen den Auftragnehmer nicht, die Arbeiten einzustellen. 
 
15.3 Soweit die Voraussetzungen gemäß § 38 der Zivilprozessordnung vorliegen, richtet sich 
der Gerichtsstand für Streitigkeiten nach dem Sitz des Auftraggebers. 
 
16. Arbeitsgemeinschaft 
 
16.1 Bei einer Arbeitsgemeinschaft übernimmt das mit der Vertretung beauftragte, im Vertrag 
genannte Mitglied, die Federführung. Es vertritt alle Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft 
gegenüber dem Auftraggeber. Beschränkungen seiner Vertretungsbefugnis, die sich aus 
dem Arbeitsgemeinschaftsvertrag ergeben, sind gegenüber dem Auftraggeber unwirksam. 
 
16.2 Für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen haftet jedes Mitglied der 
Arbeitsgemeinschaft auch nach deren Auflösung gesamtschuldnerisch. 
 
16.3 Die Zahlungen werden mit befreiender Wirkung für den Auftraggeber ausschließlich an 
den im Vertrag genannten Vertreter der Arbeitsgemeinschaft oder nach dessen schriftlicher 
Weisung geleistet. Dies gilt auch nach Auflösung der Arbeitsgemeinschaft. 
 
17. Anwendbares Recht, Schriftform, Sprache 
 
17.1 Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
 
17.2 Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform. 
 
17.3 Für die Durchführung des Vertrags gilt ausschließlich die deutsche Sprache. 
 
 
 
 
 
 


